
Entführter
Hund ist
wieder da

„Tesla“ vor Lidl-Markt
verschwunden

Vor einer Woche hat ein Unbe-
kannter oder eine Unbekannte
den Russischen Toy Terrier „Tes-
la“, der vor dem Lidl-Markt in der
Südstadtangeleintwar, losgebun-
den undmitgenommen. Davon ist
Dimitri Nabokoff weiterhin über-
zeugt: „Der Hund konnte sich
nicht selbst befreien.“ Jetzt ist
Teslawiederda,dochdieUmstän-
de sindmysteriös.

Nabokofferzählt: „EinPärchen
hat Tesla nördlich derMarienstra-
ße herrenlos herumlaufen sehen
und ihnmitgenommen.“Dannhat
dasPaar offenbardieSuchplakate
der verzweifelten Familie gese-
hen, die an vielen Laternen in der
Südstadt angeklebt waren – und
die Nabokoffs informiert.

Rätselhaft: „Tesla hat kein Ge-
wicht verloren, war gut genährt“,
sagt Nabokoff. Er glaubt: Der öf-
fentlicheDruck ist für denEntfüh-
rer zu groß geworden. „Deshalb
haben sie Tesla wieder ausge-
setzt“, soNabokoff.Und: „DerTä-
ter hat dem Hund die Barthaare
abgeschnitten, damit Tesla nicht
mehrnachHause findet“, sagt der
Lehrer. Diese Haare seien für die
Orientierung der Tiere wichtig.

Familie Nabokoff ist jedenfalls
glücklich, dass die Geschichte ein
gutes Ende genommen hat. cpe

Gül’s Kiosk
scheitert mit

Klage
Betreiber fürchtet um
berufliche Existenz

Baerbock
und Habeck
kommen

Prominente Wahlkampf-Unter-
stützung für die Grünen in Nie-
dersachsen: Bundesaußenminis-
terin Annalena Baerbock und
Bundeswirtschaftsminister Ro-
bert Habeck kommen nachHan-
nover, um dem grünen Spitzen-
duo Julia Willie Hamburg und
ChristianMeyer zu helfen.

AmSonntag (2.Oktober 2022)
sindBaerbockundHamburgvon
13Uhr bis 14.30Uhr inHannover
am Küchengarten. Im Anschluss
fährt Baerbock nachGöttingen.

Am Dienstag (4. Oktober
2022) ist Habeck mit Hamburg
undMeyerab18Uhr inderNord-
kurve an der Robert-Enke-Stra-
ße. cpe

Krach, der auch Aufsichtsrats-
vorsitzenderdesKlinikumsist, rech-
net damit, dass außer im kommen-
denJahrauch imJahr2024nochZu-
schüsse der Region notwendig sind.
„Wennwir schnell sind, kann es be-
reits in den Jahren 2025 und 2026
eine positive Entwicklung geben“,
sagt er.

Das KRHplant das laufende Jahr
mit einem Defizit von 35 Millionen
Euro. Nach der bisherigen Finanz-
planungwird sich dasMinus in die-
sem und in den folgenden vier Jah-
ren auf 195Millionen Euro summie-
ren. Krach hat deshalb die Planung
für eine neue Medizinstrategie in
Gang gebracht.Mit Hilfe von exter-
nenExperten sollen die finanziellen
Ergebnisse deutlich verbessertwer-
den.

„schwierige entscheidungen“
Krach hat bereits „schwierige Ent-
scheidungen“ zur Zukunft des KRH
angekündigt.Erbetont,dassdie rei-
neSchließungvonStandortenkeine
Probleme löse. Es könnte zum Bei-
spiel um Profiländerungen für ein-
zelne Standorte gehen. Sehr wahr-
scheinlich ist eine engere Zusam-
menarbeit mit anderen Kranken-

bei dürfe es nicht um Parteipolitik
gehen, sagt er.

DasKRH schreibt in seiner Reak-
tionaufdiePlänederRegion,dasses
sich beim Defizit von 195 Millionen
Euro um eine „rein rechnerische
Prognose der Ergebnisentwick-
lung“,handele,dieeinestrukturelle
Weiterentwicklung nicht berück-
sichtige.Esgelte jetzt, einZukunfts-
modell zu entwickeln, in dem das
KRH so aufgestellt sei, „dass es den
Versorgungsbedarfen in der Region
weiterhin auf hohem Niveau ent-
sprechen kann und gleichzeitig die
wirtschaftlichen Erwartungen des
Eigentümers erfüllt“.

Neben dem KRH ist für die Re-
gion jetzt auch die Unterstützung
für das ebenfalls in finanziellen Nö-
ten steckende Kinderkrankenhaus
Auf der Bult hinzugekommen. Die
Klinik erhält in diesem Jahr von der
Region 3,6MillionenEuro. Die Zah-
lung von insgesamt 15 Millionen
Euro in den kommenden drei Jah-
ren ist möglich.

Übrigens: 150.000 Euro hat die
Regionsversammlung dem KRH für
„Software zur Prozessverbesserung
im Bereich Liquiditätsplanung und
-management“ genehmigt.

KRH soll ab 2025 ohne Zuschüsse auskommen
Regionspräsident Krach hofft auf deutliche Verbesserung des Ergebnisses durch neue Strategie

Jahr fürJahrerhältdasKlinikumder
Region Hannover (KRH) Millionen-
zuschüsse. Doch trotz der erhebli-
chen finanziellen Schwierigkeiten
des Unternehmens will die Region
Hannover das KRH nicht mehr auf
Dauer finanziell unterstützen. Das
hatte Regionspräsident Steffen
Krach (SPD) amDienstag in der Re-
gionsversammlung gesagt. Denn
die Haushaltslage der Region wird
angesichts der Krisen immer
schwieriger. Die Region plant das
kommende Jahr mit einem Defizit
von 134 Millionen Euro, das ist fast
doppelt so vielwie dasMinus in die-
sem Jahr.

DasKRHerhält in diesemJahr 40
Millionen Euro zur Erhöhung des
Eigenkapitals. Im Haushalt für das
kommende Jahr ist eine Zahlung
von 20 Millionen Euro vorgesehen.
Hinzu kommen weitere Millionen-
zuschüsseandasKRHbeispielswei-
se für medizinische Geräte, neue
Bettenaufzüge oder Software. So
hatdieRegionsversammlung indie-
semJahrbereits rund10,5Millionen
Euro zusätzlich zu den 40Millionen
Euro genehmigt.

Von Mathias Klein

thema des taGes

„Das ist nicht nur ein Gebäude,
das ist eine Bildungsidee“

Absage an den Neubau der IGS Linden erhitzt Gemüter im Schulausschuss /
Kritik kam vor allem von Eltern – aber auch die Lehrer sind enttäuscht

dringend benötigten Wohnraums
verzögern oder verhindern. Derzeit
liefen in der Gesamtschule außer-
dem schon Sanierungs- und Brand-
schutzmaßnahmen,die rund24Mil-
lionen Euro kosteten, und es wäre
schade, wenn diese Investitonen
nicht langfristig angelegt seien. Der
Vorschlag, den Westschnellweg zu
übertunneln, sei eine völlig unsi-
chere Perspektive und auch abhän-
gig von der generellen Sanierung
der Schnellstraße.

Gebäudeanalyse eingefordert
Rzyski sagte, Ziel sei jetzt eine um-
fassendeGebäudeanalyseundbrei-
tes Beteiligungsmanagement, um
eine Sanierung im Bestand voran-
zutreiben und die IGS Linden zu-
kunftsfähig aufzustellen. Bevor die
Bestandsaufnahme des Gebäudes
allerdings starten kann, muss der
Ratsbeschluss von 2019, der bislang
ja noch die Prüfung eines Neubaus
vorsieht, abgeändert werden. Ein
entsprechender Antrag von Rot-
Grün, der den Weg dahin ebnen
sollte, wurde allerdings von Volt in

die Fraktion gezogen und nicht be-
raten.JoanaZahl (Volt) sahnochBe-
ratungsbedarf, schließlich sei der
Schulausschuss erst am Mittwoch
überhaupt darüber informiert wor-
den, dass ein Neubau aus Sicht der
Stadt unmöglich sei. Auch CDU-
Ratsherr JensEndersmonierte, dass
die Stadt im Vorfeld der Ausschuss-
sitzung nur Rot-Grün und nicht
auch die übrigen Fraktionen infor-
miert hatte.

Die Nachricht über die Absage
an den Neubau müsse man erstmal
verdauen, sagte Claudia Bax (SPD),
nunmüssemanmitallenBeteiligten
darüber reden, was man verloren
habeundwoabervielleichtauchdie
Chancen lägen. René Rosenzweig
(Grüne) mahnte, nun müsste die
PrüfungdesBaubestands aber auch
zeitnah starten: „Wir machen uns
unglaubwürdig, wenn wir das im-
mer weiter hinausschieben.“ And-
reas Bingemer (FDP) forderte, die
Sanierung in die aktuellen Haus-
haltsberatungen mitaufzunehmen.
SPD-Schulexpertin Bax betonte:
„Die IGSLinden istnichtnureinGe-

bäude, es ist eine professionelle Bil-
dungsidee,die1971gegründetwur-
de.“Dasmüsse auchGrundlage bei
den künftigen Bauplanungen sein.

Elternvertreter kritisierten in der
Sitzung, dass die Stadt den Schul-
vorstand nur mündlich informiert
habe, Rzyski versprach, eine
schriftliche Ausführung nachzulie-
fern. Ernst Barkhoff, Bauexperte,
ehemaliger Lehrer und frühere
SPD-Ratsherr, warf der Stadt Ge-
heimniskrämerei vor. Die Sanie-
rung der IGS Linden gehe nicht nur
schulinterneGremien, sondern den
ganzen Stadtteil an. Die aus seiner
Sicht voreiligeAbsage an denNeu-
bau nannte er „unseriös“. Ob die
Schule,die inHanglangeamLinde-
ner Berg liege, tatsächlich allein
durch Sanierung barrierefrei wer-
de, sei zweifelhaft. Rzyski wies die
Vorwürfe zurück, die Verwaltung
setze auf Transparenz und habe die
unmittelbar Beteiligten sofort infor-
miertundwerdedasauchweiterhin
tun. Auch die Öffentlichkeit werde
selbstverständlich ausführlich in-
formiert.

D ieErklärungderStadt, dass
ein Neubau der Integrier-
ten Gesamtschule (IGS)
Linden trotz Ratsbeschluss

nicht umzusetzen ist, hat am Mitt-
woch im Schulausschuss zu langen
und kontroversen Diskussionen ge-
führt. Bildungsdezernentin Rita
Maria Rzyski erläuterte, dass ein
Neubau am bisherigen Standort
nicht möglich sei, weil es keine Er-
satzfläche für einen Übergangsbau
gebe,dendieSchulenutzenkönnte,
währendderAltbauabgerissenund
der Neubau errichtet würden. Zu-
dem würde allein der Übergangs-
bau zwischen 50 und 75 Millionen
Euro kosten. Ein Teilabriss im lau-
fendenBetrieb sei aufgrundderGe-
bäudestruktur unmöglich und
dauere viel zu lange.

Die Nutzung von Alternativflä-
chen am Fössebad oder auf dem
Parkplatz der Wasserstadt Limmer
für Hannovers älteste Gesamtschu-
le würden den Neubau des
Schwimmbades oder die Schaffung

Von Saskia Döhner

Sauer: Eltern protestieren gegen den Beschluss, dass es keinen Neubau geben soll. Foto: Katrin Kutter

häusern. Als gutes Beispiel nannte
Krach die im Bau befindliche Mut-
ter-Kind-KlinikHenrikebeiderDia-
kovere, die mit dem Kinderkran-
kenhaus Auf der Bult kooperiere.
„An solchen Konzeptenmüssenwir
arbeiten“, betont der Regionspräsi-
dent.Wichtig sei eine guteGesund-
heitsversorgung und gute Arbeits-
bedingungen.

Die Ergebnisse der Experten zur
Medizinstrategie sollen Ende des
Jahres oder Anfang kommenden
Jahres vorliegen. Anschließend be-
ginnt dieDiskussion imAufsichtsrat
und indenpolitischenGremien.Da-

Schwierige Lage: Wie kommt das Kli-
nikum wieder zu schwarzen Zahlen:
Darüber grübeln derzeit Experten.

Foto: Christian Behrens
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Kioske auf der Limmerstraße
dürfen nach 22Uhr keinenAlko-
hol verkaufen. Diese Regel gilt
bereits seit zwei Jahren, und sie
bleibt bestehen. Das hat die vier-
te Kammer des hannoverschen
Verwaltungsgerichts in einem
Beschluss am Mittwoch ent-
schieden. Der Betreiber von
Gül’s Kiosk, Taner Türk, hatte
Klage gegen die entsprechende
Verfügung der RegionHannover
erhoben. Diese besagt, dass im
Sommerhalbjahr vom1. April bis
zum 31. Oktober nach 22 Uhr in
den Kiosken kein Alkohol ver-
kauft werden darf. Wer sich an
der Straße, an der es einige Kios-
kegibt,nichtandieVorgabehält,
kann mit einem Zwangsgeld be-
legt werden.

Limmern eindämmen
Hintergrund des Verfahrens ist
das Bestreben, Lärmbelästigun-
gen der Anwohner in Linden-
Nord durch das sogenannte Lim-
mern einzudämmen. Besonders
an warmen Sommerabenden
versammeln sich auf der für den
Autoverkehr weitgehend ge-
sperrten Straße junge Erwachse-
ne und besonders Studentinnen
und Studenten, auf ein paar
günstige Kioskgetränke. Proble-
matisch wird das erst, wenn spät
in der Nacht nur noch Krakehler
mit erhöhtem Alkoholpegel üb-
rig sind und die Bewohnerinnen
und Bohner der Limmerstraße
um den Schlaf bingen.

Rund30ProzentdesEinkom-
mens, so sagt der Betreiber, ha-
benderAlkoholverkaufnach22
Uhr für den Kiosk an der Lim-
merstraße 52 ausgemacht, be-
vor das Verbot wirksam wurde.
Nun sei seine berufliche Exis-
tenz bedroht. Denn während er
ab 22 Uhr Wein, Bier und Spiri-
tuosennichtmehrüberdenLan-
detisch reichen dürfe, gehe der
Alkoholverkauf etwa im Rewe-
Supermarkt an der Ecke Lim-
merstraße/Küchengarten un-
eingeschränkt bis Mitternacht
weiter.

Zu demArgument, der Rewe-
Markt werde mit mehr Toleranz
behandelt, hieß es vonseiten der
Beklagten: „Es besteht aktuell
keine Absicht, gegen Rewe vor-
zugehen“,sagteeinVertreterder
RegionHannover.DieRegion se-
he sich außerdem in ihrer Maß-
nahme bestärkt – seit Inkrafttre-
ten der Verfügung hätten sich
weniger Anwohnerinnen und
Anwohner über Lärmbelästi-
gung beschwert.

Das Verwaltungsgericht wies
dieKlage schließlichabund folg-
te damit auch der früheren
Rechtsprechung des Oberver-
waltungsgerichts – zum Unver-
ständnis der Klägerseite. Türk
muss zudem ein Zwangsgeld
zahlen, da Testkäufer im Jahr
2020 auch nach 22Uhr in seinem
Kiosk Alkohol erwerben konn-
ten.AuchdagegenhatteerKlage
erhebenwollen, lies diese jedoch
schließlich fallen.

Von Nina Hoffmann
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